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DEUTSCHES 3-SÄULEN-SYSTEM

Basis-
systeme

• Gesetzliche Rentenversicherung (GRV)

• Beamtenpensionen

• Versorgungswerke

Zusatz-
systeme

• Betriebsrenten und Zusatzversicherung im öffentli-
chem Dienst. Großenteils vom Arbeitgeber finanziert.

• Riester-Rente mit staatlichen Zuschüssen.

Private 
Sicherung

• Lebensversicherungen

• Private Vermögensbildung und Sparpläne

• Immobilien



BERUFSSTÄNDISCHE GLIEDERUNG 

DER BASISSYSTEME

Pflichtver-
sicherung

• DRV: Abhängig Beschäftigte, Behinderte in Einrichtungen. Freiwilli-
ge Versicherung für Selbständige. 

• Sondersysteme: Knappschaft, Künstler-SV, Landwirtschaftliche SV.

• Beitragsfinanzierung und Zuschüsse aus dem Bundeshaushalt.

Beamte

• Alimentationsprinzip: Dienstherr sorgt für lebenslanges Einkommen. 
Keine Versicherungsbeiträge der Beamten.

• Pension ab 67. LJ: Minimum 50 %, Maximum 71 % der letzten 
Besoldungsgruppe. Hinterbliebene erhalten 60 % der Pension.

Versor-
gungswerk

• Bestimmte Berufe (z. B. Ärzte, Rechtsanwälte) und Vorstände bzw. 
Geschäftsführer von Kapitalgesellschaften. Beitragsfinanzierung.

• Ruhestandsgelder aus Erträgen von Kapitalfonds. 



LEISTUNGEN DER GRV

Renten

• Altersrente ab 67. Lebensjahr. Vorruhestand mit 
Abschlägen.

• Erwerbsunfähigkeitsrente in 2 Stufen.

• Hinterbliebenenrente von 55 bzw. 60 % der Altersrente.

Dynami-
sche Rente

• Jährliche Rentensteigerung gemäß der durchschnittlichen 
Lohnentwicklung.  

Reha

• Anschlussheilbehandlungen. Ziel: Wiederherstellung der 
Arbeitsfähigkeit.

• Zuschüsse zu Vorsorgekuren.



FINANZIERUNG DES 

SOZIALBUDGETS 2017

Volumen

• Insgesamt 965,5 Mrd. Euro = 30 % des BIP.

• Renten (Alter, Invalidität, Hinterbliebene): 47 % des 
Sozialbudgets. 

Finanzierung

• 65,0 % Sozialabgaben, 33,4 % Steuern, 1,6 % sonstige 
Einnahmen.

• Steueraufkommen: 50 % Lohn- bzw. Einkommenssteuer.

Beitragsbe-
messungs-

grenze-

• BBG in der GRV (6500 € bzw. 5800 € p.m.) und der GKV 
(4425 p.m.) belastet Klein- und Normalverdiener stärker als 
Besserverdiener.

• Steuerfinanzierung bringt nicht mehr soziale Gerechtigkeit. 



ÖKONOMISCHE BASIS DER 

RENTENFINANZIERUNG

Mackenroths
Gesetz

• „Nun gilt der einfache und klare Satz, dass aller Sozial-
aufwand immer aus dem Volkseinkommen der laufen-
den Periode gedeckt werden muss.“ (G. Mackenroth, 
Tagung des Vereins für Socialpolitik. Berlin 19. April 
1952) 

Umlage oder 
Kapitaldeckung

• Umlage: Finanzierung aus Sozialabgaben, Beiträgen 
und Steuern. Abhängigkeit von der nationalen Wert-
schöpfung. 

• Kapitaldeckung: Finanzierung aus Anlagevermögen. 
Abhängigkeit vom internationalen Kapitalmarkt.



RISIKEN DER 

UMLAGEFINANZIERUNG

Demografie

• Wachsender Altersquotient kann zu sinkenden Renten und / 
oder höheren Beiträgen führen.

• Das kann durch eine positive Wachstums- und Produktivi-
tätsentwicklung der Volkswirtschaft vermieden werden.  

Finan-
zierung

• Lohnbezogene Beitragsfinanzierung: Abhängigkeit der 
Renten vom Lohnniveau.

• Lohnzuwächse unterhalb der Produktivitätsentwicklung sen-
ken das Rentenniveau und fördern Altersarmut.   

Abgaben-
belastung

• Steigende Abgabenbelastung durch sinkendes Lohnniveau.

• Mehraufwendungen für Grundsicherung, Verlagerung der 
Ausgaben in den Staatshaushalt. 



RISIKEN DER KAPITALDECKUNG

Speku-
lation

• Instabilität der Finanzmärkte durch Spekulationsblasen und 
Algorithmen der Anlageprogramme.

• OECD: Krise 2008 vernichtete weltweit 25 % des Vermö-
gens von Pensionsfonds. 

Überan-
gebot

• Umstellung der Umlage- auf Kapitaldeckung trifft auf großen 
Überhang an Geldvermögen.

• Thomas Piketty: Anlagesuchendes Kapital übersteigt die 
jährliche Wertschöpfung um mehr als Doppelte.

Demografie 

• Zahl der Entsparer wächst stärker als die der Sparer. Ausge-
glichenes Verhältnis wäre 1:1,2. Tendenz bis 2030: 1:1.

• Doppelbelastung der Beitragszahler, die gewachsene An-
sprüche decken und zudem Kapital ansparen müssen.



DEMOGRAFISCHE ENTWICKLUNG

Mark  
Twain

• „Prognosen sind schwierig, vor allem wenn sie die 
Zukunft betreffen.“ 

StaBA-
Daten

• Hochrechnung: Anteil der Erwerbsbevölkerung (20-64) sinkt 
von 61 % (2013) auf 51 % in 2060. 

• Innovationen, Migration, politische Konflikte und sozioöko-
nomische Trends sind nicht kalkulierbar.

Alten-
quotient

• Rätsel für Demografie-Apokalyptiker: 1900 kam 1 Rentner 
auf 12 Erwerbstätige. 2016 waren es 4, Trend zu 3 in 2035.   

• Produktivitätswachstum der Wirtschaft ist entscheidend.  



DEMOGRAFISCHE KENNZAHLEN

INTERNATIONAL (2016)

Land Über 65-

Jährige in %

Lebenserwar-

tung Frauen

Lebenserwar-

tung Männer

Deutschland 21,4 83,6 78,7

Frankreich 29,5 86,0 79,5

Italien 22,7 86,0 81,1

Niederlande 18,7 83,5 80,0

Österreich 18,9 84,2 79,6

United Kingdom 18,0 83,5 79,8

EU 19,5 83,9 78,5

Japan 26,9 87,1 80,8

Kanada 16,6 84,1 80,2

USA 15,2 84,2 76,4



UNSINNIGE 

GENERATIONENBILANZEN

Generatio-
nenbilanz

• Zukünftige Rentenzahlungen und altersbedingte Krankheits-
kosten werden als Schulden der heutigen Generation bei 
ihren Nachfahren bewertet.

Falsche 
Bilanz

• Man müsste mindestens Bildungsausgaben sowie Schen-
kungen und Erbschaften gegenrechnen. Viele intergenera-
tive Transfers können gar nicht erfasst werden. 

Falsche 
Politik

• „Methusalem-Komplott“: Gesellschaftspolitischer Unfug, weil 
die Jungen gegen die Alten ausgespielt werden.



SCHADEN STEIGENDE SOZIALAB-

GABEN DER WIRTSCHAFT?   

Agenda 
2010

• Fragwürdige Behauptung: Steigende Sozialab-
gaben (1990: 35,5 %, 1998: 42 %) fördern Ar-
beitslosigkeit (1990: 2,6 Mio., 1998: 4,28 Mio.).

• Entwicklung war Folge der deutschen Einigung.

Lohnneben
kosten 
(StaBA)

• Lohnkosten neben den Direktvergütungen: 
Krankengeld, Wohngeld, Sonderzahlungen, 
Sozialabgaben, betriebliche Sozialleistungen, 
Aus- und Fortbildung. 



SOZIALABGABEN ALS 

LOHNKOSTEN

Kosten pro 
Stunde

• Bayrische Handwerkskammern 2013:          
Arbeitsstunde kostet 48,51 €.

Lohn und 
Sozialabgaben

• Stundenlohn: 13,50 €
Sozialabgaben (Arbeitgeber): 4,98 €

• Mehrkosten durch Anhebung von SV-
Beiträgen um 1 %-Punkt: 7 Cent



STEUERN UND SOZIALABGABEN

2016 IN % (OECD-DATEN)

Lohnanteil

• Single: 39,7 / Doppelverdiener ohne Kind: 
34,6 / Einverdienerpaar, 2 Kinder: 21,3

Anteil an 
Arbeits-
kosten

• Single: 49,4 / Doppelverdiener ohne Kind: 
45,2 / Einverdienerpaar, 2 Kinder: 34,0

BIP-Anteil

• D: 36,9 / DK: 45,6 / B: 44,8 / F: 44,0 / AUT: 
43,5 / I: 43,3 / NL: 37,8 / UK: 32,5 / J: 32,0 / 
USA: 26,4 / KOR: 25,3 



RENTENNIVEAU 1970-2030
* VORAUSBERECHNUNG

Jahr Rentenniveau in % des 

Durchschnittslohns

1970 55,2

1980 59,0

1990 55,0

2000 52,9

2010 51,6

2018 47,9

2025 * 46,5

2030 * 44,5



LEBENSSTANDARD UND RENTEN-

ANSPRÜCHE DER 55- BIS 64-

JÄHRIGEN (DIW-STUDIE 2018)

Konsum

• Monatlicher Durchschnittskonsum: 1370 € p.m.

• Unterste 10 %: 537 € / Oberste 10 %: 3076 € p.m.

Rentenan-
sprüche

• 90 % der Erwerbstätigen haben Ansprüche aus GRV, 36 % 
aus Betriebsrenten. Durchschnitt: 1230 € p. m.

• Unteres Einkommensdrittel: 90 % der Rente aus GRV. Mit 
der Einkommenshöhe nimmt Bedeutung der GRV-Rente ab.

Vermögen

• Durchschnittliches Nettovermögen: 150.000 €

• 1.-6. Dezil: 80-120.000 € / 10. Dezil: 420.000 €

• Hauptanteil ist Immobilienvermögen.



ANTEIL DER 55- BIS 64-JÄHRIGEN 

MIT KONSUM ÜBER RENTENHÖHE 

Anwartschaften GRV, Pension, 

Betriebsrente

plus Privatvers.

und Riester

plus Privat-

vermögen

Alle Formen 58 % 56 % 41 %

Nur GRV 69 % 67 % 51 %

GRV+Betriebsr. 50 % 47 % 34 %

Pension 18 % 17 % 9 %



GRUNDSICHERUNG ODER 

GRUNDRENTE?

Grund-

sicherung

• Sicherung des Existenzminimums durch Zusatzleistungen 
zur gesetzlichen Rente. 

• Antrag beim Sozialamt oder bei der Rentenversicherung.

• Bedürftigkeitsprüfung: Anrechnung des Privatvermögens.

Grundrente

• Existenzminimum sichernde Rente als „Anerkennung der 
Lebensleistung.“ (Hubertus Heil)

• Keine Bedürftigkeitsprüfung.

Streitfragen

• Keine Bedürftigkeitsprüfung: Schritt zum bedingungslosen 
Grundeinkommen?

• Finanzierungsträger: Beitrags- oder Steuerzahler?  



DEUTSCHLAND-RENTE 

STATT RIESTER-RENTE?

Riester-
Rente

• Private Zusatzversicherung mit staatlichen Zulagen (auch 
für Kinder) bei Eigenbeitrag von 4 % des Bruttoeinkommens.

• Freiwillig Versicherung (Opt in-Modell)

• Keine Akzeptanz in den unteren Einkommensschichten.

Deutsch-
landrente

• Modell Schweden: Kapitalgedeckte Zusatzversicherung, 
wahlweise Staatsfonds oder private Versicherung.

• Opt-out: Wer nicht widerspricht, ist automatisch Mitglied.

Risiken

• Niedriglöhner können sich Zusatzversicherung nicht leisten.

• Keine Anpassung an Einkommens- und Preisentwicklung.

• Abhängigkeit von den Unsicherheiten des Finanzmarktes. 



MODELL ÖSTERREICH

2-Säulen-
Modell

• Allgemeine Rentenversicherungspflicht: Alle Bürger zahlen 
einkommensbezogene Beiträge.

• Keine betrieblichen oder staatlichen Zusatzsysteme, nur 
private Vermögensbildung.

Renten und 
Beiträge

• Rentenniveau 60 % des Durchschnittseinkommens 
(Deutschland 48 %).

• Beitragssatz: 22,5 % (Deutschland: 18,5 %, mit Riester-
Rente 22,5 %).

Bei uns 
machbar?

• Schrittweiser Ausbau des versicherungspflichtigen Perso-
nenkreises und Anhebung des beitragspflichtigen Einkom-
mens sind wirtschaftlich sinnvoll, aber gegenwärtig politisch 
schwer durchzusetzen.



PERSPEKTIVEN DER SOZIALEN 

RENTENVERSICHERUNG

Status quo

• Wachsende Altersarmut durch planmäßiges Absenken des 
Rentenniveaus. Wachsende Steuerfinanzierung der Renten.

• Spaltung der Gesellschaft: Zwei Dritteln geht es sehr gut bis  
einigermaßen gut, einem Drittel geht es schlecht. 

Lohnniveau

• Seit 1990: Lohnzuwächse unter der Produktivitätsentwick-
lung, scherenförmige Einkommens- und Vermögensentwick-
lung, wachsende Zahl von Geringverdienern. 

Alternative

• Lohnzuwächse gemäß der Produktivitätsentwicklung. 

• Breitere finanzielle Basis der GRV. Berücksichtigung gebro-
chener Erwerbsbiografien. Keine öffentliche Förderung von 
kapitalgedeckten Zusatzversicherungen. 



VIELEN DANK FÜR IHRE 

AUFMERKSAMKEIT!


